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1. ALLGEMEINE ANMERKUNGEN
1.1. Einführung

Am 24. April 2002 hat der Staatsrat entschieden, eine ausserparlamentarische Kommission einzusetzen, mit dem Auftrag, Reformvorschläge zum interkommunalen Finanzausgleich zu erarbeiten.

Dieser Entscheid entsprach verschiedenen parlamentarischen Interventionen, welche eine Revision des interkommunalen Finanzausgleichs verlangten. Ebenso entspricht der Entscheid den Vorschlägen, welche die Teilnehmer des „runden Tisches“ in ihren Sitzungen im Frühling 2002 einbrachten.

Die im vorliegenden Bericht aufgeführten Vorschläge sind das Resultat der ausführlichen Arbeiten seit Juni 2002. Sie berücksichtigen die Beobachtungen, Überlegungen und Vorschläge, die von der oben erwähnten Kommission gemacht wurden. 

1.2. Parlamentarische Interventionen

Tabelle 1: Wichtigste parlamentarische Interventionen seit 1995

	Intervention
	Zusammenfassung des Inhalts der Intervention

	Postulat
Raymond Pernet,

DC-Gruppe Mittelwallis
15.02.1995
	Revision der Art. 4 und 5 des Reglements zum Finanzausgleich

«Die erneute Überprüfung sollte im Sinne einer besseren Verteilung und einer besseren Aufteilung erfolgen, indem sie wenn nötig den neuen Kriterien wie dem Prozentsatz der Arbeitslosigkeit und den zur Bekämpfung genehmigten Mitteln, der regionalen Rolle einer Gemeinschaft innerhalb einem Gebiet, usw. Rechnung trägt.»

	Motion Fabienne Bernard
radikale Gruppe

13.02.1998

(1.083)
	«Angesichts der finanziellen Schwierigkeiten des Staates und auch einiger Gemeinden; angesichts des Bedarfs an Wirtschaftlichkeit in allen Bereichen des politischen und wirtschaftlichen Lebens, angesichts der Entwicklung der Kriterien, die Anrecht auf Finanzausgleich geben; angesichts der Notwendigkeit, die Bedürfnisse der Gemeinden genau zu bestimmen und nicht bloss auf ein erworbenes Recht zu beharren; fordern wir den Staatsrat dazu auf, sämtliche gesetzlichen Bestimmungen, welche die Gewährung des Finanzausgleichs regeln, zu überprüfen.»

	Motion Vincent Bonvin

DC-Gruppe Mittelwallis
12.02.1999

(1.175)

Motion wurde in ein Postulat umgewandelt
	«Der Finanzausgleich darf jedoch nicht ein Ruhekissen und ein für immer und ewig erworbenes Recht darstellen; er sollte vielmehr die Dynamik fördern und zum Beispiel zu Lösungen anregen, die auf der interkommunalen Zusammenarbeit basieren.

Das Zusammenspannen der Kräfte und auch die Zusammenlegung von Gemeinden sollte von der Regierung aktiv gefördert und angeregt werden.

Da es bei diesem kantonalen Finanzausgleich um bedeutende Summen geht, möchten wir die Regierung bitten, diese Motion der DC-Gruppe Mittelwallis mit der nötigen Aufmerksamkeit und Schnelligkeit zu behandeln.»


Im Rahmen der wichtigsten parlamentarischen Interventionen, die seit 1995 eingebracht wurden, hat die Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates in ihrem Tätigkeitsbericht über die kantonale Verwaltung (Mai 2002) Vorschläge zum interkommunalen Finanzausgleich vorgelegt, insbesondere was die Verwaltung des Spezialfonds betrifft.

Die Finanzkommission des Grossen Rates teilt in ihrem Bericht zur Staatsrechnung 2001 die Folgerungen der Geschäftsprüfungskommission, insbesondere:

· die Notwendigkeit, den interkommunalen Finanzausgleich über höhere Staatsbeiträge und im Zusammenhang mit den höheren Einnahmen aus dem Bundesfinanzausgleich zu stärken;

· die Reform des Finanzausgleichs zu lancieren und insbesondere Verteilungsregeln zum ausserordentlichen Finanzausgleich festzulegen;

· die Anomalien zu verbessern, die bei der abgestuften Subventionierung festgestellt wurden. Diese wirken auf Gemeindeebene in allen Gebieten, die von den Gemeinden und dem Staat betroffen sind (Gehälter des Lehrpersonals, Schulgebäude, Strassen, Flussbau, Unwetter, ARA, …)

1.3. Zusammensetzung der Kommission

Die Kommission wurde wie folgt zusammengesetzt:

Präsident :

- 
Edouard Delalay, alt-Ständerat, St-Léonard

Mitglieder:

- 
Pierre Bonvin, Dienstchef der kantonalen Finanzverwaltung, Sitten

- 
Claude Bumann, Präsident der Gemeinde Saas-Fee, Saas-Fee (bis August 2002)

- 
Norbert Fragnière, Dienstchef der Dienststelle für innere Angelegenheiten, Sitten

- 
Bernhard Imoberdorf, Regionssekretär der Region Goms, Münster

- 
Christoph Kalbermatter, Finanzberater der Gemeinde Saas-Fee, Naters (ersetzt Claude Bumann)
- 
Fernand Mariétan, Präsident der Gemeinde Monthey, Monthey

- 
Christian Melly, Dienstchef des kantonalen Finanzinspektorates, Sitten

- 
Danièle Moulin-Fumeaux, Vizepräsidentin der Gemeinde Collombey-Muraz, Collombey-Muraz

- 
Gaston Oggier, Präsident der Gemeinde Leuk, Leuk

- 
Dany Perruchoud, Präsident der Gemeinde Chalais, Chalais

- 
Pierre-Angel Piasenta, Präsident der Gemeinde Salvan, Salvan

- 
Daniel Troger, Präsident der Gemeinde Raron, Raron

Vertreter der Vereinigung der Walliser Gemeinden:

- 
Michel Schwéry, Präsident, St-Léonard

Vertreter des Groupement des populations de montagne:

- 
Jean-Daniel Antille, alt Gemeindepräsident und alt Präfekt, Salins (bis März 2003)

- 
Narcisse Crettenand, Gemeindepräsident, Isérables (ersetzt  Jean-Daniel Antille)

Dr. H. C. Dr. Nabholz – wurde vom Staatsrat als externer Experte der kantonalen Verwaltung ernannt.

Raphaël Bender und Helmut Ritz von der kantonalen Finanzverwaltung übernahmen das Kommissionssekretariat.

Die Kommission konnte ausserdem von der Zusammenarbeit mit Olivier Beney profitieren, welcher seit dem 1. Juli 2002 als wirtschaftlicher Mitarbeiter bei der kantonalen Finanzverwaltung, Sektion Gemeindefinanzen, arbeitet.

1.4. Das Mandat der Kommission

Die Kommission hat das Mandat, Reformvorschläge zum interkommunalen Finanzausgleich zu unterbreiten.

1.5. Grenzen des Projektes und des Kommissionsmandates 

Unsere Kommission hat sich sehr schnell gefragt, was ihre Rolle und wie der Umfang ihres Mandates ist. Soll sich die Kommission einzig auf konkrete Vorschläge im Bereich des direkten Finanzausgleichs beschränken oder soll sie ihre Überlegungen auf den Bereich des indirekten Finanzausgleichs ausweiten?

Das Mandat der Kommission besteht darin, Reformvorschläge zum interkommunalen Finanzausgleich vorzulegen. Im engeren Sinn und im Geist des Mandats, das uns anvertraut worden ist, handelt es sich darum, den direkten Finanzausgleich zu analysieren und Änderungen darin vorzuschlagen (ordentlicher Fonds, Spezialfonds). Bei der Lektüre des vorliegenden Berichtes werden Sie allerdings feststellen, dass die Systeme des direkten und des indirekten Finanzausgleichs eng miteinander verbunden sind. Es zeigt sich, dass eine Änderung des aktuellen Finanzkraftindexes automatisch eine ganze Reihe von Änderungen beim indirekten Finanzausgleich bewirken.

Folglich drängt es sich auf, sehr vorsichtig zu sein, auch wenn nur eine partielle Reform des Finanzausgleichs angestrebt wird.

Eine weitergehende Reform würde vertieftere Analysen, höhere Mittel und andere Termine benötigen, als unsere Kommission zur Verfügung hat. So hat beispielsweise der Kanton Bern, der sein Finanzausgleichssystem gründlich untersuchte, diese Arbeiten im Jahre 1994 begonnen. Die Umsetzung ist am 1. Januar 2002 erfolgt. Es wurden also über sieben Jahre daran gearbeitet! 

Unsere Kommission hat sich angesichts der oben formulierten Bemerkungen mit Bescheidenheit und Umsicht das Ziel gesetzt, eine systematische Prüfung der verschiedenen Instrumente des Finanzausgleichs durchzuführen, um später darin konkrete Änderungsvorschläge zu formulieren. 

Die Kommission besteht jedoch auf die Tatsache, dass der direkte Finanzausgleich - auch wenn er einen vorrangigen Bereich in Anbetracht der heute vorherrschenden unbefriedigenden Lage darstellt - nur eine erste kleine Etappe darstellt. Sie muss ganz klar von einer eingehenden Prüfung der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden gefolgt werden. Diese Arbeit hat bei den Spitälern begonnen, aber muss unbedingt in den Gebieten fortgesetzt werden, welche Gegenstand von Verrechnungen des Kantons an die Gemeinden darstellen. Diese Finanzströme stellen ein Vielfaches des direkten Finanzausgleichs dar (siehe Punkt 2.2). 

1.6. Organisation der Kommissionsarbeit 

1. Phase

Die konstituierende Sitzung der Kommission hat am 14. Juni 2002 in Sitten stattgefunden. An dieser ersten Sitzung haben die Vertreter der kantonalen Finanzverwaltung den Kommissionsmitgliedern das derzeitige Funktionieren des Finanzausgleichs vorgestellt. Der vom Staatsrat ernannte externe Experte Dr. Nabholz, legte die Modelle dar, die in anderen Kantonen kürzlich angenommen wurden oder in Vorbereitung sind. 

Die Kommission wünschte über sämtliche Dokumente zu verfügen, die für eine vollständige Prüfung des Dossiers notwendig sind. Zusätzlich zu den verschiedenen Gesetzestexten hat sie von folgenden Dokumenten Kenntnis genommen:

· Liste der wichtigsten parlamentarischen Interventionen betreffend den interkommunalen Finanzausgleich;
· Die Interventionen zum Finanzausgleich oder die Diskussionen während des «Runden Tisches 2002», die sich auf den Finanzausgleich beziehen;
· Die von den Walliser Gemeinden geleisteten und erhaltenen Beträge;
· Ein kurzer Bericht über die Bereiche die durch die abgestufte Subventionierung (indirekter Finanzausgleich) betroffen sind;
· Die Liste der Steuerkoeffizienten und der Indexierungen der Walliser Gemeinden;
· Der Jahresbericht zum Finanzausgleich;
· Der Bericht des kantonalen Finanzinspektorates zum Spezialfonds des Finanzausgleichs;

· Der Bericht der Unter-Kommission der Geschäftsprüfungskommission, präsidiert von Claude Bumann, über den interkommunalen Finanzausgleich.

Der Effizienz willen hat die Kommission beschlossen, 3 Unter-Kommissionen zu bilden. Jede wurde beauftragt einen Teil der aktuellen Instrumente des Finanzausgleichs zu untersuchen, die Qualitäten und Unzulänglichkeiten des heutigen Systems aufzuzeigen und dem Plenum konkrete Vorschläge vorzulegen.

Die Thematik wurde wie folgt aufgeteilt:

1. Unter-Kommission «Ordentlicher Finanzausgleich»

(verantwortlich: Herr E. Delalay)

2. Unter-Kommission «Ausserordentlicher Finanzausgleich»

(verantwortlich: Herr C. Bumann)

3. Unter-Kommission «Abgestufte Subventionierung»

(verantwortlich: Herr D. Perruchoud)

2. Phase

Nach Prüfung der Vorschläge der Unter-Kommissionen wurde die Bildung eines Ausschusses, sog. Büro beschlossen, zusammengesetzt aus den Herren Delalay (Präsident), Bonvin, Oggier und Perruchoud. Das Büro wurde beauftragt, aufgrund der von der Kommission verabschiedeten Leitlinien und in Zusammenarbeit mit Herr Dr. Nabholz, einen Entwurf zu einem neuen interkommunalen Finanzausgleich auszuarbeiten.
Das Büro hat sich 16 mal getroffen und die Kommission hat 11 Sitzungen durchgeführt.

2. AUSGANGSLAGE UND EVALUATION 

2.1. Kontext des neuen Finanzausgleichs

Reform des Gesetzes über die Gemeindeordnung

Am 16. August 2000 hat der Staatsrat entschieden, eine ausserparlamentarische Kommission einzusetzen, mit dem Auftrag, Reformvorschläge zum Gesetz der Gemeindeordnung vorzulegen. Dieser Entscheid entsprach dem Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission des Grossen Rates über den Fall Leukerbad, besonders den Kapiteln zur Gemeindeordnung. Ebenfalls entsprach der Entscheid den zahlreichen parlamentarischen Interventionen, die Änderungen des Gesetzes der Gemeindeordnung verlangten.
Der Entwurf zum Gemeindegesetz sowie die dazugehörige Botschaft wurden am 28. April 2003 vom Staatsrat genehmigt und dem Grossen Rat vorgelegt.

Finanzen und Rechnungswesen der Gemeinden

Die Bestimmungen zu den Gemeindefinanzen und zur Gemeinderechnung sind zu verstärken, insbesondere, indem das Ziel der ausgeglichenen Rechnung festgelegt wird und indem man adäquate Finanzierungsinstrumente vorsieht (Sanierungsmassnahmen, harmonisierter Kontenplan, Finanzplanung, Abschreibungen, Revisionsorgan usw.).

Interkommunale Zusammenarbeit und Gemeindefusionen

Die interkommunale Zusammenarbeit ist zu fördern. Insbesondere zu unterstützen ist die Bildung von Zweckverbänden bei Gemeinden, die ein den Bedürfnissen der öffentlichen Körperschaften angepasstes, flexibles Instrument darstellen sollen.

Gemeindefusionen sind zu begünstigen, indem man Unterstützungsmassnahmen vorsieht, insbesondere mit Finanzhilfen bei einer Fusion.

Sanierung der Gemeindefinanzen

Für diese Sanierung, ist ein Gesamtbetrag von 30 Mio. Franken vorgesehen - 10 Mio. Franken pro Jahr für die Jahre 2003-2005. Der Kanton Wallis folgt damit dem Beispiel anderer Kantone, die bereits Anstrengungen unternommen haben die Finanzen ihrer Gemeinden zu sanieren. Beispielsweise haben die Stimmbürger des Kantons Luzern bei der letzten Abstimmung einem Betrag von 70 Mio. Franken zur Sanierung der Gemeindefinanzen gesprochen (Begrenzung der Nettoverschuldung pro Kopf auf Fr. 7'000.--).

Die Sanierung der Gemeindefinanzen ist neben dem Finanzausgleich vorgesehen. In der Tat ist das System des interkommunalen Finanzausgleichs eine langfristige Massnahme, entgegen dem Sanierungspaket, das hauptsächlich punktuelle und gezielte Aktionen umfasst, um den finanziellen Schwierigkeiten bestimmter Körperschaften durch Sanierungsmassnahmen und Unterstützungsmassnahmen sowie bei einer Fusion zu helfen.

Die Gesamtheit dieser Massnahmen muss auch zur Verringerung der finanziellen Belastung der Gemeinden beitragen, um ihr Rating zu verbessern. 

Spitalreform im Kanton Wallis

Die Teilrevision des Dekrets vom 1. Februar 2002 über das Gesundheitsnetz Wallis (GNW), welche der Grosse Rat im Sept. 2003 angenommen hat, schlägt die Abschaffung der finanziellen Beteiligung der Gemeinden an den Ausgaben der Spitäler und die Übertragung der Kompetenzen an das GNW der Gemeindeverbände vor, welches die Spitäler sowie die Zur-Verfügung-Stellung der Infrastrukturen verwaltet.

Die finanzielle Auswirkung hat einen Umfang von 29 Mio. Franken
 zugunsten der Gemeinden. Allerdings mit der Bedingung, dass es keine anderen Lastenübertragungen an die Gemeinden im Bereich des Gesundheitswesens gibt (Altersheime und Anstalten, SMZ). 

Ausserkantonale Arbeiten

Bevor die Kommission ihre Arbeit begann, untersuchte sie einige ausserkantonale Systeme zum Finanzausgleich. Diese werden nachfolgend kurz zusammengefasst.
Neuer Finanzausgleich auf Bundesebene

Genehmigt durch den Ständerat, befinden sich gegenwärtig die gesetzlichen und verfassungsmässigen Grundlagen der "Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (NFA)" im Differenzbereinigungsverfahren.
Der NFA bezieht sich nicht nur auf die Fragen der Finanzierung, sondern bemüht sich auch, in einem weiteren Sinn und einer politischen Perspektive, die Mechanismen der föderalistischen Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Kantonen zu überprüfen. Soweit irgend möglich, werden die Aufgaben entweder den Kantonen, oder dem Bund zugeteilt. Für jene Aufgaben die weiterhin vom Bund und den Kantonen gemeinsam übernommen werden, sind neue Zusammenarbeitsformen vorgesehen. 

Die Hauptinstrumente des eigentlichen Finanzausgleichs sind der Ressourcenausgleich (der jedem Kanton ein Minimum finanzieller Mittel garantiert) und der Lastenausgleich (der die Gebirgskantone und die Zentrumskantone für ihre besonderen Lasten entschädigt, die sie nicht beeinflussen können). Es ist nicht vorgesehen, dass der NFA vor 2007 in Kraft tritt. 

Kanton Waadt

Der Kanton Waadt verfügt seit langem über einen interkommunalen Finanzausgleich. Aufgrund dessen Revision im Rahmen des Projektes EtaCom - hat der neue Finanzausgleich zu einem direkten und horizontalen Finanzausgleichs geführt und ersetzt ein System, welches nach den Prinzipien des indirekten Ausgleichs funktionierte. Gemäss diesem System, das auf dem Grundsatz des Ressourcenausgleichs basiert, finden der Austausch und die Kompensationen also nur zwischen den Gemeinden statt – dies in Übereinstimmung mit der Logik der Aufgabenaufteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden und mit dem Ziel die Ungleichheiten zu reduzieren. 

Kanton Schwyz

Das neue System des Finanzausgleichs, das kürzlich im Kanton Schwyz angenommen wurde, basiert auf einem Normensystem (Normaufwandsausgleich). Es ist in seiner Konzeption ein sehr modernes System mit einem nicht verbundenen Finanzausgleich, der einzig auf die Laufende Rechnung der Gemeinden baut. Einzig die Gemeinden, deren Finanzkraft höher als der Durchschnitt ist, beteiligen sich an der Äufnung des Fonds. 

Kanton Zürich

Das gültige System ist momentan in Revision. Diese zielt darauf ab, die wichtigen Ungleichheiten bei den Fiskaleinkommen zu reduzieren. Die aktuelle Revision ist aufgrund des zu starken Einflusses der Stadt Zürich im Vergleich zu den anderen Zürcher Gemeinden für unseren Kanton allerdings weniger interessant. 

Kanton Bern

Die Ziele, die durch das neue Berner Modell verfolgt werden, sind einerseits die Reduktion der kommunalen Ungleichheiten mit dem Gebrauch eines Ressourcenindexes und anderseits der Ausgleich der Lasten über einen Lastenausgleich. Das harmonisierte Fiskaleinkommen stellt die Basis der Berechnung des Finanzausgleichs dar, die eine Reduzierung der Ungleichheiten durch einen Beitrag derjenigen Gemeinden erlaubt, deren Finanzkraftindex höher als der Durchschnitt ist, zugunsten jener Gemeinden, deren Finanzkraftindex niedriger als der kantonale Durchschnitt ist. Der Lastenausgleich ist nach den verschiedenen Kriterien gemäss den betroffenen Bereichen (Bildung, öffentlicher Verkehr usw.) festgelegt.
Kanton Neuenburg

Wie im Kanton Bern, sieht das im Jahr 2001 im Kanton Neuenburg eingeführte System, einen Ressourcenausgleich vor, welcher die Ungleichheiten bei den steuerlichen Disparitäten zwischen den verschiedenen Neuenburger Gemeinden ausgleichen soll, sowie ein Lastenausgleich zu Gunsten bestimmter, benachteiligter Gemeinden.

Schlussfolgerungen

Es geht aus unserer Analyse hervor, dass die kürzlich in einigen Kantonen durchgeführten Reformen beim Finanzausgleich alle auf dem vom Bund erarbeiteten neuen Modell des interkantonalen Finanzausgleichs basieren. Entsprechend basieren diese Systeme auf einem Ressourcenindex, welcher es erlaubt die Ungleichgewichte bei den Steuereinnahmen pro Kopf zu reduzieren, sowie auf einem Lastenindex, welcher es erlaubt besondere Lasten auszugleichen, welche aufgrund geo-topografischer oder soziodemografischer Faktoren entstehen. 

Auch wenn wir im Rahmen des Projektes ebenfalls diese grossen Linien wählten, ist uns schnell klar geworden dass keines der oben erwähnten Systeme ohne Anpassung für unseren Kanton übernommen werden kann. Dies aufgrund mehrerer Besonderheiten in unserem Kanton, insbesondere aufgrund:

· der starken Gemeindeautonomie;

· der hohen Anzahl Gemeinden, davon viele kleine Gemeinden;

· besonderer Charakteristiken, die sich aus der Struktur des Lebensraumes ergeben (Höhe ü. M., Bevölkerungsdichte usw.);
· einer schwer messbaren Steuerbelastung wegen der Anwendung eines Koeffizienten und der Indexierung in den Gemeinden sowie den sehr unterschiedlichen Gebührensystemen in den verschiedenen Gemeinden;
· markanten Abweichungen zwischen der Anzahl der Steuerzahler und der Anzahl der Einwohner in den Tourismusgemeinden;
· der sehr unterschiedlichen Handhabung des harmonisierten Rechnungsmodells, dessen Verwendung zwar empfohlen, aber nicht obligatorisch ist und das Fehlen konsequenter Richtlinien zu dessen Anwendung;

· der Existenz von, für bestimmte Gemeinden wichtigen, besonderen Einnahmen, wie den Wasserzinsen.

2.2. Analyse der Finanzflüsse zwischen dem Kanton und den Gemeinden

Definitionen 

Der Finanzausgleich kann definiert werden als Gesamtheit der Mittel, die es erlauben, die finanziellen und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den öffentlichen Körperschaften auf gleichem oder unterschiedlichem Niveau zu regulieren, so dass die Gesamtheit der öffentlichen Aufgaben optimal erfüllt werden.

Der Finanzausgleich ist vertikal, wenn er sich an Gemeinschaften anderer Niveaus richtet und der Finanzausgleich ist horizontal, wenn er sich an die Beziehungen zwischen gleichgesetzten Gemeinschaften richtet. 

Im weiteren Sinn umfasst der Finanzausgleich die Verteilung der Einkommensquellen und der Einnahmen sowie die Verteilung der Aufgaben und der Ausgaben. 

Die Hauptachsen des heutigen Systems
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Zahlungsfluss zwischen dem Kanton und den Gemeinden

Im Jahr 2002 sind im Rahmen des direkten Finanzausgleichs 18 Mio. Franken zweckfrei ausbezahlt worden. Rund 145.7 Mio. Franken wurden im Rahmen der Gesamtzahlungen zweckgerichtet überwiesen:

· 86.1 Mio. Fr. Finanzfluss der Gemeinden an den Kanton: 70.9 Mio. Fr. für die Laufende Rechnung und Fr. 15.2 Mio. für die Investitionsrechnung.

· 59.6 Mio. Fr. Finanzfluss des Kantons an die Gemeinden: 29.2 Mio. Fr. für die Laufende Rechnung und 30.4 Mio. Fr. für die Investitionsrechnung.

Die Systeme der Lastenverteilung stellen 77.1 Mio. Franken über eine Fakturierung des Kantons an die Gemeinden dar. Das Volumen der kantonalen Beiträge, die den Gemeinden direkt gewährt wurden, beträgt 50.6 Mio. Fr., davon ungefähr 6 Mio. Fr. unter dem Titel der abgestuften Subventionierung.

Die detaillierte Zusammensetzung dieser Finanzströme zwischen dem Kanton und den Gemeinden befindet sich in der Tabelle auf der nachfolgenden Seite.
Ausserdem gilt es zu beachten, dass zu diesen Beträgen, die Mitfinanzierung der Kosten des Lehrpersonals der obligatorischen Schulen durch den Kanton in der Grössenordnung von 174.2 Mio. Fr. hinzu zu zählen wäre. 
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Laufende Rechnung

RECHNUNGEN DES KANTONS AN DIE GEMEINDEN

Beteiligungen der Gesamtheit der Gemeinden

Finanzausgleich 9'000'756             

9'000'756            

Beteiligungen am kantonalen Strassenunterhalt 14'001'820           

Beteiligungen an der AHV und IV 11'484'470           

Beteiligungen am Fonds für den Unterhalt der Wasserläufe 1'891'205             

Beschäftigungsfonds 1'000'000             

28'377'494          

Beteiligungen der Gemeinden entsprechend bezogener Leistungen

Beteiligungen für Ergänzungsleistungen AHV/ IV und Familienzulagen 12'494'451           

Beteiligungen an Transportunternehmungen 6'130'807             

Sozialhilfe (Behinderte, ältere Personen, Bedürftige, Alimente) 4'134'659             

Beteiligungen der Gemeinden an den Reisekosten der Lehrlinge 1'522'988             

Beteiligungen an Platzierungskosten (Jugendliche, StGB) 840'095               

Landschaftsrappen 328'921               

Beteiligungen der Standortgemeinden von Schulen oder Gerichten 5'051'983             

Andere (darunter Unwetter 1'835'937.83) 3'071'697             

33'575'602          

Total (Konten 452, 462 + Fonds Wasserläufe) 70'953'853          

BEITRÄGE DES KANTONS AN DIE GEMEINDEN

Beteiligungen des Kantons

Finanzausgleich 9'000'756             

9'000'756            

Beiträge an die Gemeinden

Andere Beiträge im Bereich des Unterrichtswesens (Transporte, Mahlzeiten, etc.) 10'493'583           

Beiträge für den Unterhalt der Wasserläufe 4'329'820             

Beiträge im Bereich des Transportwesens (Agglomerationsverkehr, Flugplatz) 1'460'148             

Beiträge für die Jugendhilfe (Kinderkrippen, -horte, etc.) 929'805               

Landschaftsrappen 811'363               

Beiträge im Bereich der Wälder 712'205               

Beiträge im Bereich des Feuerwesens und des Zivilschutzes 461'485               

Wirtschaftsförderung (Senkung von Mietpreisen) 326'249               

Andere (darunter Unwetter 85'097.35) 694'463               

20'219'121          

Total (Konten 352 und 362) 29'219'877          

Investitionsrechnung

RECHNUNGEN DES KANTONS AN DIE GEMEINDEN

Beteiligungen der Gemeinden entspechend bezogener Leistungen

Beteiligungen der Gemeinden an Investitionen im Strassenbau 10'930'037           

Beteiligungen der Standortgemeinden von Schulen und Schloss Valeria 4'226'208             

Total (Konten 662) 15'156'244          

BEITRÄGE DES KANTONS AN DIE GEMEINDEN

Beiträge an die Gemeinden

Beiträge an Gebrauchtwassersanierung und Kehrichtbeseitigung 8'817'985             

Beiträge an Schulhausbauten 5'610'214             

Beiträge im Bereich des Feuerwesens und des Zivilschutzes 4'267'586             

Beiträge im Bereich der Wälder 5'889'710             

Beiträge an die Korrektion von Wildbächen 2'624'572             

Beiträge an Bodenverbesserungen 1'587'599             

Andere 1'591'323             

Total (Konten 562) 30'388'989          


2.3. Aktuelles System des direkten Finanzausgleichs

Gesetzliche Grundlagen

- Steuergesetz vom 10. März 1976 (RS/VS 642.1)

- Verordnung zum interkommunalen Finanzausgleich vom 23. September 1992  (RS/VS 613.100)

Ziel

Art. 195 Steuergesetz vom 10. März 1976

«Um finanzschwachen Gemeinden zu helfen, wird ein interkommunaler Finanzausgleichsfonds gebildet, dessen Äufnung den Gemeinden und dem Kanton obliegt.»

Äufnung

Gemäss Art. 196 Absatz 1 des Steuergesetzes vom 10. März 1976, speisen alle Gemeinden 0,6 % der Wasserzinsen und der Steuereinnahmen, berechnet zum Koeffizienten 1, ohne Indexierung sowie 0,5 %o des steuerbaren Gesamteinkommens in diesen Fonds. Zudem überweisen Gemeinden, deren Steuer- und Wirtschaftskraft über dem kantonalen Mittel liegen zusätzlich 3 % der Wasserzinseinnahmen und der steuerbaren Gesamteinnahmen zum Koeffizienten 1, ohne Indexierung, soweit dieser Betrag das kantonale Mittel pro Kopf, vermehrt mit der Bevölkerungszahl, übersteigt. Die Gemeinden überweisen ausserdem 0,4 % des Einkommens, welches das mittlere Einkommen pro Kopf, vermehrt mit der Bevölkerungszahl übersteigt.
Gemäss Absatz 2 des Artikels kann der Grosse Rat auf Antrag des Staatsrates die obigen Ansätze um höchstens einen Drittel erhöhen oder ermässigen.
Seit mehreren Jahren ist die Äufnung des Finanzausgleichsfonds, die mit der Zunahme der kommunalen Einnahmen zusammenhängt, regelmässig und erheblich gewachsen.

Um eine solche Zunahme der Äufnung zu bremsen, hat der Grosse Rat zwei Mal beschlossen, die Äufnung der Gemeinden an den Fonds auf 9 Mio. Franken zu stabilisieren. Da die Äufnung zur Hälfte durch den Kanton und zur Hälfte durch die Gemeinden erfolgt, hat sich auch der Kantonsbeitrag auf 9 Mio. Franken stabilisiert. 

Der Staatsrat schlägt vor, die Äufnungsbegrenzung auf 9 Mio. Franken für die Periode 2003/2004 gemäss dem Budget 2003 zu bestätigen. Er schlägt ebenfalls vor, den Artikel 4, Ziffer 3 der Verordnung vom 23. Sept. 1992 betreffend den interkommunalen Finanzausgleich zu ändern und den maximalen Beitrag, den eine Gemeinde aus dem Finanzausgleichsfonds erhalten kann, auf Fr. 325'000.-- zu begrenzen. Diesen Vorschlag hat der Grosse Rat am 5. Juni 2003 akzeptiert. 

Tabelle 2 : Entwicklung des Fonds des interkommunalen Finanzausgleichs

	
	1985/86
	1989/90
	1995/96
	1997/98
	1999/00
	2001/02
	2003/04

	Beiträge des Kantons und der Gemeinden
	12.3 Mio
	15.5 Mio
	(*)

18.0 Mio
	(*)

18.0 Mio
	(*)

18 Mio
	(*)

18 Mio
	(**)

18 Mio

	
	
	
	
	
	
	
	

	Spezialfonds (im Fonds enthalten)
	3.1 Mio
	4.5 Mio
	3.3 Mio
	3.0 Mio
	3.6 Mio
	3.6 Mio
	3.8 Mio

	Maximaler Beitrag einer Gemeinde
	242'862.--
	295'630.--
	333'978.--
	344'036.--
	372’723.--
	379’127.--
	325'000.-


(*) Limitierung des Fonds auf 18 Mio. Franken, gemäss Grossratsbeschluss vom 15. Februar 1995 und gemäss Beschluss des Grossen Rates vom 10. Februar 1999.

(**) Limitierung des Fonds auf 18 Mio. Franken und des Maximalbetrages, der einer Gemeinde ausbezahlt wird auf Fr. 325'000.-- ,  gemäss Grossratsbeschluss vom 5. Juni 2003.
Zuteilung
Ordentlicher Fonds

Gemäss Art. 4 der Verordnung, wird der verfügbare Betrag des ordentlichen Fonds unter den Gemeinden aufgeteilt, bei denen das arithmetische Mittel der drei Indices
· Wirtschaftskraft

· Steuerkraft

· Steuerbelastung
gemäss Artikel 5 der Verordnung unter 85 Punkten liegt.

Index der Wirtschaftskraft

Gemäss Verordnung, entspricht die Wirtschaftskraft dem steuerbaren Einkommen der natürlichen und juristischen Personen pro Kopf der Wohnbevölkerung, minus eines Pauschalbetrages von Fr. 450'000.-- der zu Beginn jeder Veranlagungsperiode der Teuerung anzupassen ist. 
Index der Steuerkraft

Gemäss Verordnung wird die Steuerkraft bestimmt durch die Summe der Steuereinnahmen zum Koeffizienten 1 und der Nettoerträge aus Wasserkraft pro Kopf der Wohnbevölkerung, minus eines Pauschalbetrages von Fr. 30'000.--, der zu Beginn jeder Veranlagungsperiode der Teuerung anzupassen ist.
Steuerbelastung

Gemäss Verordnung ist dies der entgegengesetzte Index des Belastungskoeffizienten; letzterer ist die Summe aller erhobenen Steuern (mit Koeffizient und Indexierung) und Gebühren, geteilt durch die Summe der zum Koeffizienten 1 mit Indexierung 100 bezogenen Steuern.

Diese Definition zeigt uns bereits, dass dieser Index versucht, ein Konzept der Lasten anstelle der Ressourcen einzubringen.
Das arithmetische Mittel dieser drei Indices ergibt den Finanzkraftindex (FKI). 

System der Zuteilung

Der verfügbare Betrag des ordentlichen Fonds wird unter den Gemeinden aufgeteilt, bei denen das arithmetische Mittel der drei Indices Wirtschaftskraft, Steuerkraft und Steuerbelastung kleiner als 85 Punkte ist.
Der Höchstbetrag, welcher einer Gemeinde aus dem Fonds ausbezahlt werden kann, darf 3’000 Franken pro Kopf der Wohnbevölkerung nicht übersteigen. Ausserdem wird mit 30 Armutspunkten das einer Gemeinde zugeteilte Maximum erreicht. Der Betrag, der infolge dieser Begrenzungen nicht verteilt wird, ist dem Spezialfonds zuzuweisen.
Spezialfonds

Der Spezialfonds, der zur Verfügung des Finanzdepartementes steht, wurde zur Gewährung einer ausserordentlichen Hilfeleistung zu Gunsten von Gemeinden in sehr misslichen Finanzverhältnissen gebildet. 10% des ordentlichen Fonds sind für die jährliche Äufnung des Spezialfonds bestimmt.
Eine Gemeinde, die glaubt, ein Recht auf Finanzhilfe zu haben, muss ein entsprechendes Gesuch beim Finanzdepartement machen.

Das Finanzdepartement gewährt diese Hilfe in Form einer Subvention, eines zinslosen Darlehens oder durch Übernahme von Schuldzinsen. Es informiert den Staatsrat und den Grossen Rat jedes Jahr über die Äufnung, die Verteilung und den Stand des Fonds.
Tabelle 3: Zuteilung des ordentlichen Fonds und des Spezialfonds

	
	Population
	
	ORDENTLICHER FONDS
	
	SPEZIALFONDS

	Gemeinden
	Bevölkerung
	
	Zuteilung
	
	Zuteilung

	 
	31.12.1999
	
	1997/1998
	1999/2000
	2001/2002
	
	1999
	2000
	2001
	2002

	Oberwallis
	79'034
	
	9'523'145
	8'929'551
	10'590'781
	
	2'147'500
	2'346'000
	2'195'000
	2'201'523

	Mittelwallis
	107'058
	
	1'410'544
	1'279'683
	1'099'466
	
	873'000
	625'000
	950'000
	925'000

	Unterwallis
	89'540
	
	2'760'118
	3'118'999
	2'657'671
	
	457'000
	356'000
	475'000
	525'000

	Total Kanton
	275'632
	
	13'693'807
	13'328'233
	14'347'918
	
	3'477'500
	3'327'000
	3'620'000
	3'651'523


2.4. Evaluation des Systems des direkten Finanzausgleichs

Nachdem das Funktionieren des geltenden direkten Finanzausgleichs untersucht wurde, machte unsere Kommission die folgenden Feststellungen:
Äufnung

· Momentan beteiligen sich alle Gemeinden an der Äufnung des Finanzausgleichsfonds. Auch wenn diese Handhabungsart einer Solidaritätszielsetzung zwischen Gemeinden entsprechen mag, scheint es uns wenig vernünftig, einen Betrag bei wirtschaftlich schwachen Gemeinden einzuholen, die vom interkantonalen Finanzausgleich profitieren.

· Die Äufnung des Fonds entwickelt sich gemäss den finanziellen Ressourcen der Gemeinden und nicht aufgrund der Entwicklung der fiskalischen Ungleichheiten. Dieses Phänomen hat einen Beitrag der Gemeinden und des Kantons verursacht, der ständig gestiegen ist, während die Anzahl der Empfängergemeinden zurückging (78 Gemeinden im Jahre 1978, 53 Gemeinden im Jahre 2003).
· Die für die Äufnung berücksichtigen Kriterien zielen darauf ab, eine Äufnung im Verhältnis zur finanziellen und wirtschaftlichen Kraft der Gemeinden zu garantieren. Es ist interessant festzustellen, dass die Äufnung  zwischen den drei Regionen des Kantons ziemlich einheitlich ist. Das würde heissen, dass die fiskalischen Ungleichheiten zwischen diesen Regionen nicht wesentlich sind.
Tabelle 4 : Äufnung – Beiträge der Gemeinden in den Finanzausgleichsfonds

	 
	2003/2004
	2001/2002
	1999/2000
	1997/1998
	1996/1995

	Oberwallis
	2'776'820.00
	2'834'236.05
	3'043'836.55
	2'995'248.10
	2'818'481.70

	Mittelwallis
	2'993'727.60
	3'084'562.80
	3'302'168.75
	3'331'860.35
	3'229'402.80

	Unterwallis
	3'226'017.10
	3'081'957.35
	2'661'486.25
	2'675'169.30
	2'913'880.70

	Total
	8'996'564.70
	9'000'756.20
	9'007'491.55
	9'002'277.75
	8'961'765.20


Zuteilung

· Das derzeitige System hat sowohl Vorteile als auch Nachteile. Sein Vorteil ist, dass es erlaubt, mit nur einem einzigen Instrument – dem Finanzkraftindex – in gewissem Masse auf zwei Zielsetzungen des Finanzausgleichs zu antworten:
· Eine gerechtere Verteilung der Ressourcen mit Hilfe des Fiskaleinkommens.
· Eine Kompensation der strukturellen Lage durch den Einbezug der Steuerbelastung.

Auf zwei Zielsetzungen mit nur einem Instrument antworten zu wollen, garantiert weder Einfachheit, noch Transparenz. Deshalb erscheint es uns wünschenswert, im Rahmen des interkommunalen Finanzausgleichs sowohl die Zielsetzungen als auch die Instrumente deutlich zu trennen.

· Das derzeitige System begünstigt die kleinen Gemeinden. Der Abzug des Pauschalbetrags für die Berechnung der Indices von Steuer- und Wirtschaftskraft und eine Verteilung, die die Bevölkerungszahl nicht berücksichtigt, begünstigen deutlich die kleinen Gemeinden. Die Analyse der zum Finanzausgleich berechtigten Gemeinden für die Jahre 2003-2004 zeigt, dass die 53 berechtigten Gemeinden 40'176 Einwohner vertreten. Das entspricht 14.6 % der Gesamtbevölkerung des Kantons. Von diesen 53 Gemeinden haben 38 Gemeinden, das heisst 71.7% der Empfänger eine Grösse, die niedriger als der Median
 ist (712 Einwohner per 31.12.2000).
· Das gültige System bietet kein angemessenes und wirksames Instrument für die Gemeinden, die zum Beispiel unter Nachteilen leiden, die mit ihrer geographischen Lage zusammenhängen.
· Die Berücksichtigung aperiodischer Einnahmen und der Steuern der nicht-ortsansässigen natürlichen Personen kann das Bild der Finanzkraft einiger Gemeinden verfälschen. Das ist insbesondere bei kleinen Gemeinden mit starkem Tourismus der Fall, da die Summe all dieser Einnahmen danach durch die Zahl der Wohnbevölkerung geteilt wird.
· Der Maximalbetrag von Fr. 3'000 pro Einwohner, bewirkt eine Senkung der Mittel zu Gunsten des ordentlichen Fonds, da der Überschuss in den Spezialfonds überwiesen wird (Artikel 4, Absatz 3 der Verordnung zum interkantonalen Finanzausgleich).
· Eine zweite Grenze ist in diesem Artikel festgelegt, nämlich dass mit 30 Armutspunkten, das einer Gemeinde zugeteilte Maximum erreicht ist. Diese Grenze legt den theoretischen Höchstbetrag fest, der einer Gemeinde zugeteilt werden kann - Fr. 415'950 (30 x 13'865) für die Periode 2003-2004, bei einem Fonds, der auf 18 Mio. Franken begrenzt ist. Der Maximalbetrag beträgt Fr. 581'730, wenn der Fonds nicht begrenzt wäre. 

· Wenn zwei Gemeinden mit gleichem Finanzkraftindex, die heute beide Finanzausgleich erhalten, fusionieren, wird - wenn der neue Finanzkraftindex der gleiche bleibt - der ordentliche Finanzausgleich theoretisch halbiert.
Tabelle 5 : Illustration des Mechanismus der aktuellen Zuteilung

	Gemeinden
	Bevölkerung
31.12.1999
	FKI
2003-2004
	Armuts​punkte
	Wert eines Armuts​punktes
	Brutto Zuteilung
	Zuteilung
(max. 3'000.- pro Einw.)
	Übertrag in den Spezialfonds
	Zuteilung pro Einwohner

	X
	43
	77
	23
	13’865
	318’885
	129’000
	189’885 
	 3’000

	Y
	610
	77
	23
	13’865
	318’885
	318’885
	-.- 
	 523

	Z
	1'242
	77
	23
	13’865
	318’885
	318’885
	-.- 
	 257


Zuteilung des Spezialfonds

Die Kommission stellt fest, dass die Finanzhilfen, die durch den aussergewöhnlichen Finanzausgleichfonds gewährt wurden, nach folgenden Kriterien erfolgen:

· Alle Gemeinden, die aus der Zuteilung des ordentlichen Finanzausgleichs fallen (> 85 Punkte), erhalten im allgemeinen als Abfederung einen Betrag, der zwischen Fr. 75'000 und Fr. 125'000 variiert;
· Die Gemeinden, die aufgrund von Unwetter, Lawinen, Überschwemmungen und anderer durch höhere Gewalt bewirkte Naturphänomene eine prekäre finanzielle Lage haben;
· Die Gemeinden, die wichtige Basisinfrastrukturen wie Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung usw. nur mit einem Beitrag aus dem ausserordentlichen Fonds verwirklichen können;
· Die Gemeinden mit Liquiditätsengpässen und Zahlungsschwierigkeiten;
· Abgeltung der Gemeinden mit speziellen Lasten.

2.5. Evaluation des Systems des indirekten Finanzausgleichs

Aufgabenverteilung

Die derzeitige Lage charakterisiert sich durch eine sehr starke gesetzgeberische, finanzielle und administrative Verwicklung zwischen dem Kanton und den Gemeinden.

Unsere Kommission machte insbesondere folgende Feststellungen:
· Der indirekte Finanzausgleich (System der Lastenverteilung, kantonale Subventionen) dominiert momentan das geltende System. 
· Wegen seiner Komplexität mangelt es dem System an Transparenz und jede Evaluation seiner Wirkungen auf den Kanton und die Gemeinden ist schwierig.
· Eine detaillierte Sicht der Finanzströme zwischen dem Kanton und den Gemeinden ist schwierig aufzustellen.
· Das Fehlen eines globalen und zusammenhängenden Konzeptes der Aufgabenteilung hat die Existenz mehrfacher Verteilungssysteme zur Folge, die auf heterogenen Kriterien basieren.
· Eine starke Verflechtung der Aufgaben und der Lasten führt dazu, dass der Grundsatz des Benützers-Zahlers nicht gerecht angewendet wird, denn die Empfänger und die Zahler sind nicht dieselben.
Abgestufte Subventionierung

Bezüglich die abgestufte Subventionierung ist die Kommission der Ansicht, dass diese zu Gunsten eines verbesserten und verstärkten Finanzausgleichs gestrichen werden soll. Der Vorschlag basiert auf den folgenden Feststellungen:

· Die Mehrzahl der kantonalen Subventionen sind proportional zum Betrag der betreffenden Ausgaben und für einige unter ihnen, gestaffelt nach der finanziellen Kapazität der Gemeinden (abgestufte Subventionierung). In Anbetracht dessen, dass ein Prozentsatz der Ausgaben immer gedeckt ist, haben die Subventionsempfänger nicht immer wirklich Interesse, die Kosten der subventionierten Leistungen zu reduzieren, insbesondere mit Hilfe interkommunaler Zusammenarbeit, um wirksamere und weniger aufwendige Strukturen zu schaffen.
· Ein hoher Subventionsansatz (Basissatz + abgestufte Subventionierung) birgt die Gefahr, dass die Gemeindepolitik dazu tendiert, in denjenigen Bereichen zu investieren, die am stärksten subventioniert werden. 
· Die Standardkosten einer neuen Investition tendieren wegen den abgestuften Sätzen dazu, immer zu steigen, da diese es erlauben, teurer zu bauen oder teurer zu verwirklichen, da ein grosser Teil der Kosten übertragen werden kann.
· Das Ziel des Ausgleichs, welches per Definition, die Reduzierung der Ungleichheiten abzielt, ist nicht erreicht. In der Tat gibt es immer einen durch Subventionierung nicht gedeckten Teil der Investitionsausgaben. Die Gemeinde muss zur Deckung dieses Teils einen Teil ihrer Ressourcen (per Definition begrenzt) widmen. Aber je mehr finanziellen Spielraum eine Gemeinde hat, umso mehr kann sie von den Subventionsprogrammen profitieren.
Schätzung der abgestuften Subventionierung

Die kantonale Finanzverwaltung hat aufgrund der Daten 2001 und für die von der abgestuften Subventionierung betroffenen Verwaltungsbereiche, die an die Gemeinden ausbezahlten Subventionen (Basissubvention und abgestufte Subventionierung) geschätzt. Es geht daraus hervor, dass sich die Gesamtheit dieser Subventionen (die abgestufte Subventionierung eingeschlossen) auf 13.8 Mio. Franken für die Laufende Rechnung und auf 37 Mio. Franken für die Investitionsrechnung erhöht.
Nach den durchgeführten Analysen und Schätzungen konnte die kantonale Finanzverwaltung schätzen, dass die abgestuften Subventionierungen im Durchschnitt 15.4% der gesamten vom Kanton an die Gemeinden ausbezahlten Subventionen betragen.

Somit wurde für das Jahr 2001 der Anteil der abgestuften Subventionierungen am Total der an die Gemeinden ausbezahlten Subventionen wie folgt beziffert:
a) 2,2 Mio. Fr. für die Laufende Rechnung (13,8 Mio. x 15,4%);

b) 5,7 Mio. Fr. für die Investitionsrechnung (37 Mio. x 15,4%).

Obwohl dieser Betrag in der Laufenden Rechnung im Verlauf der Zeit als ziemlich stabil angesehen werden kann, gilt es zu berücksichtigen, dass die an die Gemeinden ausbezahlten Subventionen im Jahr 2001 in der Investitionsrechnung ein Nachholen der Subventionszahlungen im Bereich des Unterrichtswesens für die Schulhausbauten beinhalten. Abzüglich dieser nachgeholten Subventionszahlungen können die ausgezahlten Subventionen, unter dem Titel der abgestuften Subventionierung im Durchschnitt auf ungefähr 4 Mio. Franken pro Jahr geschätzt werden.
Im Total und im jährlichen Durchschnitt erreichen die jedes Jahr an die Walliser Gemeinden gewährten abgestuften Subventionierungen also ungefähr 6 bis 7 Mio. Franken (2,2 Mio. für die Laufende Rechnung und 4 Mio. für Investitionen).
Es ist zu beachten, dass, wenn die Kommission empfiehlt, die indirekte Subventionierung (abgestufte Subventionierung) zu Gunsten des direkten Finanzausgleichs abzuschaffen, die Basissubventionen aufrechterhalten bleiben. Diese betrugen im Jahre 2001 11,6 Mio. Franken für die Laufende Rechnung und 31,3 Mio. Franken für die Investitionsrechnung.
Die Kommission schlägt vor, dass die Beträge, die unter dem Titel der abgestuften Subventionierung an die Investitionen vor dem Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs versprochen wurden, für die Gemeinden ein erworbenes Recht bedeuten. Zum Beispiel könnte eine Höchstdauer von 10 Jahren bis zur totalen Abschaffung der abgestuften Subventionierung festgelegt werden.

2.6. Verbindung zwischen indirektem und direktem Finanzausgleich

Der direkte Finanzausgleich und der indirekte Finanzausgleich sind eng miteinander verbunden. In der Tat, dienen die Elemente, welche die Finanzkraft einer Gemeinde beim direkten Finanzausgleich bestimmen (Steuerkraft, Wirtschaftskraft, Steuerbelastung) ebenfalls der Einrichtung von Massstäben der Indices der Finanzkraft der Gemeinden für die Bestimmung der abgestuften Subventionierung.

Ausserdem spielen dieselben Elemente oder ihre Komponenten bei den verschiedenen Berechnungen der Lastenverteilung eine Rolle (Strassenunterhalt, AHV-IV usw.).

Das neue Regime des direkten Finanzausgleichs

2.7. Das neue Finanzausgleichssystem im Überblick

Das neue direkte Finanzausgleichssystem beruht auf drei Pfeilern:

· Ressourcenausgleich

· Lastenausgleich

· Spezialfonds

Um eine vollständige Übersicht der Massnahmen zu Gunsten der Gemeinden zu erhalten, muss auch die Schaffung eines vom Kanton finanzierten, für die Gewährung von Finanzhilfen zur Sanierung von Gemeinden mit prekären Finanzen bestimmten Fonds von 30 Mio. Franken erwähnt werden. Dieses Programm, das innerhalb des Finanzausgleichssystems behandelt wurde, wird hauptsächlich punktuelle und gezielte Aktionen umfassen, um den finanziellen Schwierigkeiten bestimmter Gemeinden Abhilfe zu schaffen.

Zusammenfassung der vorgeschlagenen Instrumente

Der Ressourcenausgleich zielt darauf ab, die Ungleichheiten der Steuerkraft zwischen finanzkräftigen und finanzschwachen Gemeinden zu reduzieren. Der Ressourcenausgleich wird sowohl durch den Kanton (vertikaler Finanzausgleich) als auch durch diejenigen Gemeinden finanziert, die über einem festgelegten Mittel liegen (horizontaler Finanzausgleich).

Der Lastenausgleich erlaubt es dem Kanton, die übermässigen Lasten gezielt zu kompensieren, die einige Gemeinden aufgrund demographischer, geographischer, territorialer und struktureller Eigenheiten tragen müssen und welche zu Ungleichheiten bezüglich Kosten und Bedürfnissen führen können.

Der Spezialfonds wird aufrechterhalten und ausgebaut, um Gemeinden mit schwieriger Finanzlage mittels punktueller Beihilfen zu unterstützen. Er erlaubt ebenfalls, vorübergehend Verluste zu vermindern, die solchen Gemeinden erwachsen, die durch das neue System benachteiligt würden, indem er eine aktive Strukturpolitik ermöglicht.

Gesamtvolumen des Ausgleichsfonds
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Abbildung 1 : Überblick über das neue direkte Finanzausgleichssystem

Die Frage nach dem Gesamtvolumen des interkommunalen Finanzausgleichsfonds hat sich selbstverständlich in der Kommission gestellt. Wir haben ein Gesamtvolumen von 28.5 Mio. Franken gewählt. Darin eingeschlossen ist der Transfer der abgestuften Subventionierung von 6 Mio. Franken, die schon heute eine Leistung des Kantons zu Gunsten der Gemeinden darstellt.

Es ist jedoch zu beachten, dass die abgestufte Subventionierung nur progressiv im Laufe der ersten Jahre der Anwendung des neuen interkommunalen Finanzausgleichs übertragen werden kann, denn die den Gemeinden versprochenen Subventionen müssen gewährt werden. Der Kanton kann die abgestufte Subventionierung, die Gegenstand von Subventionszusagen sind, auch nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen über den Finanzausgleich nicht abschaffen.

Es ist ebenfalls hervorzuheben, dass der Kanton für die Jahre 2003 bis 2005 beschlossen hat, seine Anstrengungen vorrangig auf die Sanierung der Finanzen von Munizipalgemeinden mit prekären Finanzen zu beziehen. Und zwar durch die Zuteilung eines jährlichen Betrages von 10 Mio. Franken.

Angesichts dieser Elemente, hat unsere Kommission beschlossen, das Volumen des Ausgleichungsfonds zunächst auf 28.5 Mio. Franken festzulegen, um das Gleichgewicht der Kantonsfinanzen zu bewahren. Dagegen verlangt die Kommission dass, wenn das Programm zur Sanierung von Munizipalgemeinden mit prekären Finanzen einmal beendet ist, die für diese Finanzhilfen zur Verfügung gestellten Mittel (Fr. 10 Mio. pro Jahr), zu Gunsten des direkten Finanzausgleichs verwendet werden.

2.8. Der Ressourcenausgleich

Der Ressourcenindex

Der neue Index ersetzt den bisherigen Finanzkraftindex. Gemäss dem Grundsatz der vollständigen Trennung zwischen Ressourcenausgleich und Lastenausgleich, darf der neue Index keine Lastenelemente mehr enthalten. Dies ist beim heutigen Finanzkraft​index nicht der Fall. Ausserdem dürfen die Indexwerte nicht durch die Ausgaben- oder die Steuerpolitik der Gemeinden beeinflusst werden können. Schliesslich ist es notwendig, dass die Methode der Indexberechnung für jede einzelne Gemeinde transparent ist.

Konzeption und Elemente des neuen Ressourcenindex

Grundkonzept

Um die Finanzkraft jeder Gemeinde zu messen, fasst der neue Ressourcenindex in der Form eines Indikators den Steuerertrag auf den Einkommen und den Vermögen der natürlichen Personen (Koeffizient 1, ohne Indexierung) und den Steuerertrag auf dem Gewinn und dem Kapital der juristischen Personen unter Gewährung eines Pauschalab​zugs von Fr. 75' 000.-- zusammen.

Das Konzept des Steuerertrags wird gegenüber der Steuerbemessungsgrundlage favorisiert. Die Verwendung des Steuerertrags pro Einwohner auf der Basis der Kantonssteuer (Koeffizient 1 ohne Indexierung) hat zur Folge, den Einfluss der hohen steuerbaren Einkommen gemäss der kantonalen Progressionstabelle zu verstärken. Diese Gewichtung steigert die redistributive Wirkung des Finanzausgleichs, indem sie diejenigen Gemeinden begünstigt, die proportional mehr Steuerzahler in den Kategorien mit schwachem Einkommen aufweisen.

Illustration:

Gegeben seien zwei Gemeinden, A und B, mit je 3 Steuerpflichtigen. Die steuerbaren Einkommen sind wie folgt verteilt:

	Gemeinde A
	Gemeinde B
	
	Progressionstabelle

	Einkommen
	Steuer
	Einkommen
	Steuer
	
	Einkommen
	Steuersatz

	
5‘000
	
150
	
1‘000
	
10
	
	
1‘000
	
1%

	
5‘000
	
150
	
4‘000
	
80
	
	
4‘000
	
2%

	
5‘000
	
150
	
10‘000
	
810
	
	
5‘000
	
3%

	
	
	
	
	
	
10‘000
	
8.1%

	
15‘000
	
450
	
15‘000
	
900
	
	
	


Wenn die pro Einwohner gemessene Besteuerungsgrundlage als Indikator der Finanzkraft verwendet würde, hätten die Gemeinden A und B die gleiche Indexzahl, in beiden Fällen 15'000/3 = 5'000.

Wenn hingegen der Steuerertrag pro Einwohner zählt, hat die Gemeinde B (900/3 = 300) gegenüber Gemeinde A (450/3 = 150) einen doppelt so grossen Indexwert.

Die Elemente des neuen Ressourcenindex

1. Einkommens- und Vermögenssteuern der natürlichen Personen

Die statistischen Grundlagen, die den Modellrechnungen zu Grunde liegen, umfassten den Steuerertrag auf dem Einkommen und dem Vermögen der in den Gemeinden ortsansässigen natürlichen Personen sowie den Ertrag der Pauschalsteuern.

Die Wahl nur den Steuerertrag auf dem Einkommen und dem Vermögen der ortsansässigen natürlichen Personen zu berücksichtigen entspricht dem Willen, die kleinen Gemeinden nicht "zu bestrafen". Dies betrifft insbesondere Tourismusgemeinden, die durch eine hohe Anzahl von auswärtigen Steuerzahlern charakterisiert werden. Eine Berücksichtigung des Steuerertrags sämtlicher Steuersubjekte, also auch der Auswärtigen, würde das Bild der effektiven Finanzkraft der Gemeinde verfälschen, da die Summe dieser Steuererträge danach nur durch die effektive Wohnbevölkerung geteilt würde.

Die Pauschalsteuer – ebenfalls Ausgabensteuer genannt – entspricht den Steuern der ortsansässigen natürlichen Personen – üblicherweise ausländische Staatsangehörige – oder Personen mit Steuerdomizil, die aber keine Erwerbstätigkeit ausüben. Dies gibt ihnen die Möglichkeit, eine Steuer zu zahlen, die auf den Ausgaben des Steuerpflichtigen und seiner Familie berechnet wird.

Eine wesentliche Eigenschaft dieser Elemente des Ressourcenindex beruht auf der Tatsache, dass sie nicht durch die kommunale Steuerpolitik beeinflusst werden. So werden die Einkommens- und Vermögenssteuern (Koeffizient 1, ohne Indexierung) basierend auf den Vorgaben der kantonalen Steuerverwaltung berechnet.

Die für unsere Modellrechnungen benutzten Daten stammen aus den Veranlagungen der Jahre 1999, 2000 und 2001.

2. Gewinn- und Kapitalsteuern der juristischen Personen

Der Steuerertrag auf dem Gewinn und dem Kapital der juristischen Personen entspricht den effektiv von den Gemeinden erhobenen Gewinn- und Kapitalsteuern. Die Primärdaten stammen aus der Erfassung der Gemeinderechnungen durch die kantonale Finanzverwaltung und basieren auf der interkommunalen Aufschlüsselung der Steuern der juristischen Personen.

Die für die Modellrechnungen benutzten Daten stammen aus den Gemeinderechnungen der Jahre 1999, 2000 und 2001. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die Daten von einem zum anderen Jahr aufgrund von ausserordentlichen Steuereinnahmen doch merklich schwanken können (z.Bsp. im Jahre 1999 einkassierte ausserordentliche Steuereinnahmen in Monthey aufgrund der Aufspaltung der Ciba in drei verschiedene Gesellschaften und die so den Äufnungsbeitrag dieser Gemeinde im vorliegenden Projekt stark beeinflussen.)
3. Abzug einer Pauschale von Fr. 75‘000.--

Es handelt sich hier um eine Massnahme zu Gunsten der kleinen Gemeinden, für die aufgrund ihrer tiefen Bevölkerungszahl die Aufgabenerfüllung schwieriger ist. Ausserdem erlaubt die Einführung eines Pauschalabzuges, die Unterschiede zwischen dem derzeitigen System – welches die Bevölkerungszahl nicht berücksichtigt – mit dem neuen System – welches eine bevölkerungsproportionale Verteilung vorsieht – merklich zu reduzieren. Man wird die Möglichkeit untersuchen müssen, diesen Pauschalabzug bei Erhöhung des Fondsvolumens zu erhöhen. 

Die Kommission ist sich bewusst, dass die Einführung eines solchen Pauschalabzuges der Logik des Systems widerspricht. Der Schritt wurde gemacht, um die kleinen Gemeinden zu begünstigen, die sich sonst hinsichtlich des momentan gültigen Verrechnungssystems merklich benachteiligt befunden hätten sowie aufgrund der Tatsache, dass im Kanton Wallis keine Defizitgarantie für die Gemeinden durch den Kanton besteht.

Möglichkeiten zur Optimierung des Ressourcenindex

Dieser Aspekt betrifft insbesondere die Aktualität der benutzten Daten. Im derzeitigen System basieren die Primärdaten, die dem Finanzausgleich 2003-2004 zu Grunde liegen, auf den Daten der Verwaltungsrechnungen 1999-2000, so dass der heutige Finanzkraftindex an Signifikanz verliert. Die diesjährige Einführung der Gegenwartsbe-steuerung der Einkommen wird es ermöglichen, diese Zeitverzögerung zu reduzieren.

Beim neuen Finanzausgleich wird der Durchschnitt basierend auf den Erträgen dreier Jahre verwendet werden, um die Indexreihen – insbesondere aufgrund der Variabilität der Erträge aus der Besteuerung juristischer Personen – zu glätten. Dieser Durchschnitt, basierend auf den Erträgen mehrerer Jahre, ermöglicht das System zu stabilisieren und den Effekt aussergewöhnlicher Steuererträge in einem einzelnen Jahr zu reduzieren.

Die Fiskaldaten betreffend die Steuern der juristischen Personen, welche im aktuellen System aus den Gemeinderechnungen entnommen werden, sollen in Zukunft direkt von der Steuerverwaltung geliefert werden, um die vollständige Zuverlässigkeit des Ressourcenausgleichs im neuen Finanzausgleichssystem zu gewährleisten.

Analyse des neuen Ressourcenindex

Zweckmässigkeit der Wahl der Steuerarten

Es empfiehlt sich den neuen Ressourcenindex nicht auf das Gesamtsteueraufkommen der Gemeinden zu beziehen. Wir haben die aperiodischen Steuererträge, wie Grundstücksgewinn- und Erbschaftssteuern sowie Schenkungen, ausgeschlossen.

Die vier berücksichtigten Steuerarten repräsentieren mehr als 85 Prozent der kommunalen Steueraufkommen. Sie erscheinen uns für die Bestimmung der Finanzkraft der Gemeinden als hinreichend repräsentativ.

Ausserdem erscheint uns die Idee, die Summe der vier Parameter (Einkommen, Vermögen, Gewinn, Kapital) als Finanzkraft der Gemeinden zu betrachten als leicht verständlich und methodisch zulässig.

Während den Beratungen in der Kommission waren die Meinungen geteilt, ob die Erträge aus der Wasserkraft im Ressourcenindex berücksichtigt werden sollten. In der Tat stellen die Erträge aus Wasserkraft eine nicht unerhebliche Einkommensquelle für viele Walliser Gemeinden dar.

Schliesslich hat unsere Kommission beschlossen, solche Erträge im neuen Ressourcenindex nicht zu berücksichtigen. Dies aus folgenden zwei Gründen:

· Es handelt sich hierbei nicht um eigentliche Steuereinnahmen, sondern eher um Einnahmen –mit Gebührencharakter– die den Preis für die Gewässerkonzession darstellen.
· Beim interkantonalen Finanzausgleich hat das Wallis zusammen mit den Alpenkantonen nach langen und schwierigen Verhandlungen erreicht, dass die Konzessionsgebühren aus Wasserkraft nicht in den interkantonalen Finanzausgleich integriert werden. Es erscheint uns als besonders unangebracht, beim inter​kommunalen Finanzausgleich eine widersprechende Haltung anzunehmen. 

Die Kommission hält es dagegen für notwendig, dass die Konzessionsgebühren aus der Wasserkraft für die Äufnung und zur Begrenzung der Zuteilungen des Finanzausgleichs verwendet werden.

Vergleich des neuen Ressourcenindex mit dem bisherigen Finanzkraftindex

Der wesentliche Unterschied zwischen dem neuen Ressourcenindex und dem derzeitigen Finanzkraftindex beruht auf der Tatsache, dass der neue Index kein Lastenelement mehr enthält. Der derzeitige Finanzkraftindex enthält ein Element – den Steuerbelastungsindex – der besondere Lasten der Gemeinden widerspiegelt.

Gleichzeitig setzt sich der derzeitige Index aus dem arithmetischen Mittel von drei Unterindizes zusammen, von denen zwei, auf Daten basieren, die um einen Pauschalabzug vermindert wurden.

Diese Unterschiede schliessen unserer Meinung nach einen direkten Vergleich zwischen dem Finanzkraft- und dem Ressourcenindex aus.

Die Funktion des Ressourcenausgleichs

Der Ressourcenausgleich bildet das Grundelement des neuen Finanzausgleichs. Zunächst werden die Gemeinden in Abhängigkeit vom Ressourcenindex in zwei Kategorien eingeteilt. Je nachdem ob der Index der Gemeinde einen definierten Durchschnitt – hier 90 – über- bzw. unterschreitet, wird sie der einen oder der anderen Kategorie zugeordnet:

· Die Gemeinden, deren Index höher als 90 ist, werden als Gemeinden mit zufriedenstellenden Ressourcen bezeichnet und tragen zum Finanzausgleichsfonds bei.

· Die Gemeinden, deren Index kleiner oder gleich 90 ist, werden als Gemeinden mit geringen Ressourcen bezeichnet. Sie erhalten Mittel, die im Rahmen des Finanzausgleichs geäufnet wurden, dies sofern 75% ihrer Bruttokonzessionsgebühren aus Wasserkraft die Ungleichheit aufgrund des Ressourcenindex nicht kompensieren.

Der Ressourcenausgleich setzt sich aus zwei Elementen zusammen. Nach dem Berechnungsmodell, das für den vorliegenden Bericht erstellt wurde, tragen die finanzstarken Gemeinden mit 9.5 Mio. Franken zum Ressourcenausgleich (horizontaler Finanzausgleich) bei, was einem Beitrag von 10% der Steuereinnahmen (8.3 Mio. Franken) und von 5% der Erträge aus Wasserkraft (1.2 Mio. Franken) – welche die 90% des kantonalen Durchschnittes überschreiten – entspricht. Zusätzlich zu den kommunalen Beiträgen äufnet der Kanton den Ressourcenausgleichsfonds mit 5.0 Mio. Franken (vertikaler Finanzausgleich). Damit umfasst der Ressourcenausgleich 14.5 Mio. Franken, die den finanzschwachen Gemeinden zugeteilt werden. Der maximale Betrag des Ressourcenausgleichs an eine Gemeinde wird auf  Fr. 400'000.-- festgelegt.

Dieser Mechanismus erlaubt es, den Finanzausgleichsfonds in Abhängigkeit der Entwicklung der Disparitäten anstelle der heute geltenden Entwicklung der Steueraufkommen zu äufnen. Zusätzlich wird der aufgrund der begrenzten Zahl der den Fonds äufnenden Gemeinden mögliche Saldo durch den Kanton gewährleistet (komplementäre Äufnung).

Schema zur Funktion des Ressourcenausgleichs











Zahlenbeispiel

[image: image3.emf]Gemeinde XY 465  Einwohner

Durchschnitt

1999/2000/2001

587 505 578 855 485 559

43 657 43 724 43 127

631 163 622 579 528 687 594 143

25 779 18 386 22 406

63 996 76 453 67 186

89 775 94 839 89 592 91 402

685 545

75 000

610 545

1 313

1 987

 66

1 313

1 788

 475

220 875

121 615

91 211

 196

 279

Totalbetrag  129 940

 0

 0

(Bev. gem. ESPOP am 31.12.2001)

  1. Bestimmung des Ressourcenindex

Kommunale Steueraufkommen der natürlichen Personen mit Wohnsitz (Koeffizient 1 ohne Indexierung)

(Quelle: Kantonale Steuerverwaltung)



1999



2000



Gesamtsteueraufkommen

Kapitalsteuern



Einkommenssteuern

Steueraufkommen der juristischen Personen

(Quelle: Gemeinderechnungen)

Vermögenssteuern

2001

  4. Äufnung des Fonds

Bruttoerträge aus Wasserkraft (Mittel 1999-2000-2001)

Saldo der Kompensation pro Einwohner (475 - 196)

Steueraufkommen pro Einwohner



Gewinnsteuern



./. Pauschalabzug

10 % auf dem überdurchschnittlichen Steueraufkommen

5 % auf den überdurchschnittlichen Erträgen aus Wasserkraft

Ressourcenindex (inklusive Pauschalabzug)

Zu kompensierendes Total

 ( 475 x 465)

90 % des Kantonalen Mittels pro Einwohner (1‘987 * 90 %)

Zu kompensierende Mindereinnahmen pro Einwohner (1'788 - 1'313)

Pro Einwohner

  2. Zu kompensierende Mindereinnahmen

  3. Begrenzung der Kompensation aufgrund der Erträge aus Wasserkraft

Berücksichtigtes Steueraufkommen

Kantonales Mittel

Zu berücksichtigende Erträge (75 %)

Steueraufkommen pro Einwohner


Analyse der verwendeten Variablen

1. Äufnung

Die Gemeinden, die einen Indexwert von mehr als 90 Punkten aufweisen, steuern dem Fonds 10 % der Steuererträge und 5 % der 75 % überschreitenden Erträge aus der Wasserkraft bei.

Die Kommission behandelte die Frage, ob nur diejenigen Gemeinden zur Äufnung des Ausgleichsfonds beitragen sollen, deren Indexwert höher als 100 ist. Eine solche Lösung hätte die Schaffung einer „neutralen Zone“ zwischen 90 und 100 erlaubt, innerhalb welcher die Gemeinden weder zur Äufnung beitragen, noch in die Verteilung kommen. Es hat sich aber gezeigt, dass nur 26 Gemeinden einen Indexwert von über 100 haben und diese Gemeinden die Äufnung des Ausgleichsfonds alleine zahlen tragen müssten. Die zusätzliche finanzielle Leistung für diese Gemeinden von mehr als 3 Mio. Fr. ist im Vergleich zum heutigen System zu hoch beurteilt worden. Die Kommission hat deshalb von der Schaffung einer „neutralen Zone“ abgesehen.

Die vorgesehene Äufnung basiert auf linearen Sätzen (5 % und 10 %). Diese linearen Sätze finden nur auf diejenigen Steueraufkommen und diejenigen Erträge aus der Wasserkraft Anwendung, welche einen gewissen Bezugswert überschreiten. Diese Sätze sind so festgelegt worden, um das derzeitige Volumen des Beitrags der Gemeinden an der Äufnung, nämlich rund 9 Mio. Fr., durch die finanzstarken Gemeinden zu gewährleisten. Die Sätze müssten regelmässig anhand der Entwicklung der Disparitäten angepasst werden, um die Balance zwischen Gemeinde- und Kantonsbeiträgen zu gewährleisten.

2. Zuteilung

Gemeinden mit einem Indexwert von kleiner oder gleich 90 Punkten werden als ressourcenschwache Gemeinden bezeichnet und erhalten Mittel, die im Rahmen des Ressourcenausgleichs geäufnet wurden, sofern 75 % der Bruttoerträge aus der Wasserkraft die, anhand des Ressourcenindex berechnete, Disparität nicht kompensieren.

Der Referenzindex ist ein notwendiger Wert, da er das Niveau festlegt, das der Ressourcenindex jeder Gemeinde nach dem Ausgleich erreichen müsste. Auch hier sind wir der Ansicht, dass eine gewisse Flexibilität vorgesehen werden müsste (z.B. 85 bis 95 Punkte), um das Instrument politisch akzeptabel zu machen. Wenn der Betrag, der für den horizontalen Ressourcenausgleich (Anteil der Gemeinden) vorgesehen ist, der Entwicklung des Potentials der Mittel der finanzstarken Gemeinden folgt, wird der vorgesehene Betrag des vertikalen Ausgleichs (komplementäre Äufnung), der Entwicklung des Ressourcenpotentials der Gesamtheit der Gemeinden folgen.

Wie bereits schon erwähnt, stellen die Erträge aus Wasserkraft eine Walliser Besonderheit dar. Im Durchschnitt der Jahre 1999, 2000 und 2001 betrugen diese insgesamt 45.7 Mio. Fr., die auf 95 Gemeinden entfielen. Für einige dieser Gemeinden stellen diese Einnahmen ein Vielfaches der Steuereinnahmen dar. Deshalb hat es unsere Kommission für notwendig erachtet, den Anteil der Erträge aus der Wasserkraft, die im Rahmen des Ressourcenausgleichs berücksichtigt werden, zu begrenzen. Wir schlagen vor, nur die 75 % der Bruttoerträge aus Wasserkraft einzubinden, um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass diese Einnahmen bereits in mehreren Systemen der Lastenverteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden berücksichtigt werden.

Überblick zu den erzielten Ergebnissen 
[image: image4.png]



2.9. Der Lastenausgleich

Überblick

Als ein zum Ressourcenausgleich völlig unterschiedliches Instrument zielt die Kompensation der Strukturlasten darauf ab, die Lastenungleichheiten zwischen den Gemeinden zu reduzieren. Die Ungleichheit der Lasten zwischen den Gemeinden begründet sich darin, dass die Gemeinden unabhängig von ihrer finanziellen Kapazität und ihrer Aufgaben, mit einer Umwelt konfrontiert werden, die nicht einheitlich ist. Diese Strukturunterschiede stehen für unseren Kanton eng mit topographischen Eigenschaften in Zusammenhang (Höhe ü. M., Bevölkerungsdichte usw.).

Die Zentrumsgemeinden unseres Kantons kennen ebenfalls Lasten, die mit der Bevölkerungsstruktur zusammenhängen sowie mit den Leistungen, die den Einwohnern anderer Gemeinden zur Verfügung gestellt werden.

Gleichzeitig ist es jedoch die Ansicht der Kommission, dass diese gleichen Gemeinden von zusätzlichen Mitteln profitieren, die insbesondere auf ihre bevorzugte Lage als Standorte von Industrie, Handel und Unternehmen des zweiten und dritten Sektors zurückzuführen sind, welche wichtige direkte und indirekte wirtschaftliche Impulse geben. Die aktuelle gute finanzielle Lage unserer Zentrumsgemeinden scheint diese Analyse zu bestätigen. Solche Erwägungen veranlassen die Kommission, von einem besonderen Finanzausgleich für besagte Gemeinden im Rahmen des interkommunalen Finanzausgleichs Abstand zu nehmen.

Lastenindex

Der geplante Strukturlastenindex zielt vor allem darauf ab, die spezifischen Lasten zu berücksichtigen, die sich aus der Erschliessung des Territoriums und aus bevölkerungs​spezifischen Merkmalen ergeben, welche einige Gemeinden veranlassen könnten, einen übermässigen Fiskaldruck auf ihre Steuerzahler auszuüben.

Konzeption und Elemente des Lastenindex

Grundkonzeption

Wie bereits für den Ressourcenindex sind die Indikatoren, die benutzt werden, um die Strukturlasten zu beziffern, derart gewählt worden, dass sie nicht oder so wenig wie möglich durch die Gemeinden beeinflusst werden können. 

Einen Strukturlastenindex auszuarbeiten erfordert breite und verlässliche statistische Grundlagen. Unsere Kommission hat Indikatoren gewählt, die auf den offiziellen, statistischen Daten basieren.

Elemente des Lastenindex

Höhe über Meer

Dieses Kriterium ist beachtet worden, um zusätzliche Lasten der Berggemeinden – insbesondere sicherheits- und verkehrsspezifische (z.B. Entfernung von der Talebene, Schneeräumung, usw.) sowie komparativ höhere Stückkosten bei der Bereitstellung des Service public gegenüber den Talgemeinden zu kompensieren. Die entscheidende Höhe entspricht der offiziellen Höhe ü.M. gemäss Bundesamt für Landestopographie.

Bevölkerungsdichte

Dieses Kriterium ist beachtet worden, um diejenigen Lasten zu kompensieren, die auf die Erschliessung und auf den Unterhalt ausgedehnter Gebiete zurückzuführen sind, da dadurch eine Erhöhung der Infrastrukturkosten entsteht. Diese Erhöhung betrifft insbesondere den Strassenunterhalt, die Strom- und Wasserversorgung, die Abwasserreinigung, die Abfallentsorgung, den Schülertransport. Obwohl das Kriterium Bevölkerungsdichte solche Charakteristiken nur linear und schematisch darzustellen vermag, erlaubt es dennoch eine Berücksichtigung solcher Lasten. Je geringer die Bevölkerungsdichte ist, desto grösser sind die einwohnerbezogenen Bereitstellungskosten der Gemeinde.

Die Bevölkerungsdichte wird hier als Verhältnis zwischen durchschnittlicher Bevölkerungszahl pro bewohnter und erschlossener Hektare des Gemeindegebietes (sog. Siedlungsfläche) und dem kantonalen Mittel gemessen. Die für das Berechnungsmodell benutzten Daten stammen aus der Eidgenössischen Arealstatistik, die im statistischen Jahrbuch des Kantons Wallis (Ausgabe 2002, S. 103ff) zu finden sind.

Die Kommission hat sich ausführlich mit der Frage beschäftigt, ob dieses Kriterium im Lastenindex berücksichtigt werden soll oder nicht. Es wurden mehrere Simulationsrechnungen zum neuen Finanzsausgleich mit und ohne Berücksichtigung der Bevölkerungsdichte durchgeführt: Es hat sich gezeigt, dass die Nicht-Berücksichtigung der Bevölkerungsdichte im Lastenindex einerseits eine Verminderung des Finanzausgleichs an kleinere Gemeinden bewirkt, insbesondere im Oberwallis und andererseits ein nicht gerechtfertiger Finanzausgleich an bestimmte Gemeinden entsteht, insbesondere im Mittel- und Unterwallis.

Basierend auf diesen Elementen hat die Kommission beschlossen, die Bevölkerungsdichte als eine der Komponenten des neuen Lastenindex aufrechtzuerhalten.

Einwohnerzahl

Diejenigen Gemeinden, die eine kritische Mindestgrösse nicht erreichen, haben zur Bereitstellung der Grundinfrastruktur ebenfalls überproportional hohe Lasten zu tragen. In unserem Modell wird davon ausgegangen, dass die Kosten zur Bereitstellung der Grundinfrastruktur pro Einwohner umso grösser sind, je kleiner eine Gemeinde – im Vergleich zum Kantonsmittel – ist. 

Die für das Berechnungsmodell benutzten Daten entsprechen den kommunalen Einwohnerzahlen gemäss Eidgenössischer Bevölkerungsstatistik (ESPOP) per 31.12.2001.

Steuerbelastung

Der Indikator Steuerbelastung ist die Beziehung zwischen von der Gemeinde erhobenen Steuern (inklusive die periodischen Gebühren proportional zu den ortsansässigen Steuerpflichtigen) und den in der Gemeinde erhobenen kantonalen Steuern. Dieser Indikator zeigt den Druck, den die Gemeinde auf ihre Steuersubjekte zur Lastenfinanzierung ausübt. In Anbetracht der Tatsache, dass einige Gemeinden aus Strukturgründen - insbesondere topographisch und sozioökonomisch – überdurch​schnittliche finanzielle Lasten tragen müssen, ermöglicht der Indikator Steuerbelastung eine erste Darstellung dieser Disparitäten.

Der im Modell benutzte Indikator berechnet sich aus der Summe der Einkommens- und Vermögenssteuern der ortsansässigen natürlichen Personen (Anwendung von Koeffizient und Indexierung) zuzüglich der periodischen Gebühren der ortsansässigen Steuerpflichtigen einer Gemeinde in Beziehung zum in der Gemeinde generierten kantonalen Steueraufkommen (Koeffizient 1, ohne Indexierung). Die Daten betreffend Steueraufkommen wurden durch die Kantonale Steuerverwaltung bereitgestellt, die Aufstellung über die Gebühren wurden den einzelnen Gemeinderechnungen 1999, 2000 und 2001 entnommen.

Konzeption des Lastenindex

Der Strukturlastenindex, der auf heterogenen Indikatoren basiert (Höhe ü. M., Bevölkerungsdichte, Einwohnerzahl und Steuerbelastung), wird zweistufig berechnet.

· Zunächst werden die Variablen so standardisiert, dass ihr Mittelwert 0 und ihre Standardabweichung 1 ist. Diese Standardisierung geschieht über eine statistische Methode, die es erlaubt, heterogene Variablen (Höhe ü. M., Einwohnerzahl, Hektaren etc.) mit unterschiedlichen Masseinheiten (Meter, Anzahl, Dichte etc.) zu vergleichen. 

· Schliesslich können die nun vereinheitlichten Variablen gewichtet aggregiert werden.

Gewichtung zur Berechnung des Strukturlastenindexes
Meereshöhe
0.2

Bevölkerungsdichte
0.2

Einwohnerzahl
0.2

Steuerbelastung
0.4

Eine stärkere Gewichtung des Steuerbelastungsindexes ist deshalb gewählt worden, weil diese Variable über die Zeit am stärksten variieren dürfte.

Zusammenfassend: die Wahl der vier Variablen, die in einem einzigen Index aggregiert werden, erlaubt es, die Akzentuierung auf die kleinen Gemeinden (Einwohnerzahl), die Lage (Meereshöhe), die Fläche des Lebensraums und wichtiger Infrastruktur (Bevölkerungsdichte) und die Höhe der Steuern (Steuerbelastung) zu legen.
Die Funktionsweise des Lastenausgleichs 

Der Strukturlastenausgleich wird durch den Kanton finanziert. Empfänger sind diejenigen Gemeinden mit einem überdurchschnittlichen Lastenindex (>0). Die zugeteilten Beträge hängen von der Einwohnerzahl, dem Ausmass der Lastenungleichheit und den zur Verfügung stehenden Mitteln ab.

Für das Berechnungsmodell wird von verfügbaren Mitteln von Fr. 9 Mio. zu Gunsten der strukturschwachen Gemeinden ausgegangen, wobei ein Höchstbetrag von Fr. 400'000 pro Gemeinde angenommen wird.

Lineare Erhöhung der Einwohnerzahl um 200 Einheiten für alle Gemeinden

Der Betrag, der gemäss Lastenausgleich gewährt wurde, ergibt sich, indem der Lastenindex (wenn Ic > 0)mit der Einwohnerzahl der Gemeinde multipliziert wird. 

Allerdings und auf ähnliche Art wie bei der Einführung des Pauschalabzugs von Fr. 75'000 im Ressourcenindex, wird ein Korrektiv beim Lastenausgleich über eine lineare Erhöhung der Einwohnerzahl um 200 Einwohner für alle Gemeinden angebracht. Dies, um einerseits die Situation der kleinen Gemeinden zu verbessern und anderseits aufgrund des Ziels, die Unterschiede bei den Zuteilungen zwischen dem alten und dem neuen System möglichst zu reduzieren. Das Korrektiv erlaubt ausserdem eine zusätzliche Verteilung auf die Gemeinden von 9 Millionen Franken beim Lastenausgleich, welche das Gleichgewicht des Systems nicht signifikant stört.
Zahlenbeispiel

Ohne Korrektur der Einwohnerzahl:

	Gemeinde
	Einwohner
31.12. 99
	Einw.
standardisiert
	Dichte
standardisiert
	Höhe ü. M. standardisiert
	Steuerbe- lastungsindex
standardisiert
	Lasten- index
(Ic)
	
Ic > 0
	Diff. X Einwohner
	Verteilung
laut Diff. X Einwohner

	XY
	238
	0.47
	0.37
	0.90
	1.32
	0.88
	0.88
	208.71
	93’058

	Total
	  275 632
	
	
	
	
	
	
	20'185
	9'000’000

	Gewichtung
	
	0.2
	0.2
	0.2
	0.4
	1.0
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


Mit Korrektur der Einwohnerzahl:
	Gemeinde
	Einwohner
31.12. 99
	Einw.
standardisiert
	Dichte
standardisiert
	Höhe ü.M.
standardisiert
	Steuerbe-lastungsindex
standardisiert
	Lasten-index
(Ic)
	
Ic > 0
	Diff. X (Einw. +200) 
	Verteilung
laut Diff. X Einwohner

	XY
	238
	0.47
	0.37
	0.90
	1.32
	0.88
	0.88
	384.09
	121’982

	Total
	  275 632
	
	
	
	
	
	
	28’339
	9'000’000

	Gewichtung
	
	0.2
	0.2
	0.2
	0.4
	1.0
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


Dank dem Korrektiv, das heisst der Erhöhung der Einwohnerzahl um 200 Einheiten, erhält die Gemeinde XY Fr. 28'924.-- mehr Lastenausgleich.
Schema zur Funktionsweise des Lastenausgleichs 





Resultate im Überblick

(die Karte wurde seit den letzten Modifizierungen des Lastenindex nicht angepasst)
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Auf ähnliche Art wie beim Ressourcenausgleich mit der Schaffung einer "neutralen Zone" hat sich die Kommission mit der Frage beschäftigt, ob nur diejenigen Gemeinden vom Lastenausgleich profitieren sollen, deren Steuerbelastung höher als der kantonale Durchschnitt ist (104.6). Somit würden allein diejenigen Gemeinden von der Zuteilung der Beiträge des Ausgleichungsfonds profitieren, deren fiskale und parafiskale Belastung höher als der kantonale Durchschnitt ist. Diese Lösung wurde allerdings verworfen, denn nur 14 Gemeinden, welche einen Gesamtbetrag von Fr. 396’092.-- vertreten, wären von der Zuteilung ausgeschlossen worden. Dieser Betrag und die Zahl der betroffenen Gemeinden wurden angesichts des Ausmasses des Gesamtsystems als unwesentlich beurteilt. Zudem wäre die Lösung wenig gerechtfertigt, da sich mehrere der von einer solchen Änderung betroffenen Gemeinden in prekärer finanzieller Lage befinden. Die Kommission hat deshalb den Vorschlag verworfen, die Zuteilung der Beiträge nur auf diejenigen Gemeinden zu beschränken, deren Steuerbelastung über dem kantonalen Durchschnitt ist.
2.10. Der Spezialfonds

Die Kommission ist der Ansicht, dass der Finanzausgleich primär ein Umverteilungs​instrument sein muss. Er darf nicht als ein Instrument der Strukturpolitik geplant werden, dessen Zielsetzung beispielsweise darin bestünde, Gemeinden zu einer engeren Zusammenarbeit oder zur Fusion anzuspornen. In diesem Sinn sind die zwei ersten Ebenen des Finanzausgleichs geplant worden.

Der Spezialfonds basiert auf anderen Voraussetzungen. In Zukunft könnte dieser Fonds tatsächlich in Abhängigkeit der Anstrengungen auf der Ebene der Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und Gemeindefusionen verwendet werden. Es ist deshalb die Ansicht der Kommission, dass ein Spezialfonds aufrechterhalten bleiben und dieser im neuen Finanzausgleichssystem gar verstärkt werden sollte.

Die Speisung des Spezialfonds dürfte ungefähr 5 Mio. Franken, ausschliesslich zu Lasten des Kantons, betragen. Dieser Betrag würde es zunächst erlauben, gewissen Gemeinden aufgrund des neuen Finanzausgleichssystems entstehende Verluste zu vermindern, indem eine aktive Strukturpolitik ermöglicht würde.

Unsere Kommission schlägt vor, dass der Spezialfonds durch eine vom Staatsrat ernannte Kommission verwaltet wird, bestehend aus dem Vorsteher des für den Finanzausgleich verantwortlichen Departementes sowie zwei Mitgliedern der kantonalen Verwaltung und zwei Vertretern der Gemeinden. Diese Kommission ist beauftragt die Vorschläge zur Verteilung des Fonds zu Handen des Staatsrates zu machen.

Um eine wirksame und flexible Verteilung der Mittel zu garantieren, müsste diese Kommission angehalten werden, allgemeine Kriterien anzuwenden, wie:

· Hilfe zu gewähren für finanzschwache Gemeinden oder Gruppen finanzschwacher Gemeinden als Unterstützung für notwendige Realisierungen, oder um Lasten abzudecken, die aufgrund von Naturereignissen entstanden sind;

· Beiträge zu Gunsten von Realisierungen mit regionalem Charakter zu gewähren, die von Gemeinden mit ordentlichem Finanzausgleich realisiert werden. Diese Finanzhilfen sind in Abhängigkeit von der Finanzkraft der beteiligten Gemeinden aufzuteilen;

· Übernahme von Kosten für Beratungs- und Coachingmandaten von Gemeinden;
· in Ausnahmefällen können Finanzhilfen solchen Gemeinden gewährt werden, die zwar nicht als finanzschwach gelten, deren finanzielle Lage aber als äussert schwierig zu beurteilen ist (Probleme bei der Liquidität, der Refinanzierung usw.).

Ausserdem wäre diese Kommission befugt, Vorschläge zu machen, die darauf abzielen, die Zuteilung zu suspendieren oder zu reduzieren, falls diese offensichtlich nicht gerechtfertigt wäre. Dies insbesondere in Anbetracht:

· von aussergewöhnlichen oder einmaligen Einnahmen;

· einer Opposition einer Gemeinde gegenüber Fusionsprojekten oder gegenüber überkommunaler Zusammenarbeit, sofern diese angesichts der wirtschaftlichen und finanziellen Lage offensichtlich notwendig wäre;

· von Fällen mit offensichtlich schlechter Finanzführung;

· ungenügendem Nutzen des fiskalen und parafiskalen Potentials durch die Gemeinde.
Schliesslich müsste sich die Kommission im Bemühen um eine vernünftige und wirtschaftliche Verwendung des zur Verfügung stehenden Fonds auch zu den aufgedeckten Fällen äussern, welche das kantonale Finanzinspektorat in ihren Prüfungsberichten zu Gemeinden macht, insbesondere bei der Steuererhebung und der wirtschaftlichen Verwendung der Gelder, welche diese vom Staat erhalten.

3. Resultate der Simulationsrechnungen

3.1. Resultate im Überblick

Der Ressourcenausgleich umfasst einen Betrag von 14.5 Mio. Franken, wovon 9.5 Mio. Franken von den Gemeinden und 5.0 Mio. Franken vom Kanton im Sinne der komplementären Äufnung finanziert werden.

Der Beitrag der Gemeinden wird im Umfang von 8.3 Mio. Franken basierend auf 10% der überdurchschnittlichen Steuererträge von 45 Gemeinden sowie zusätzlichen 1.2 Mio. Franken bestehend aus 5% der überdurchschnittlichen Erträge aus der Wasserkraft von 64 Gemeinden finanziert.

Der Ressourcenausgleich erfolgt zu Gunsten von 82 Gemeinden mit 84’680 Einwohnern. Der Maximalbetrag pro Gemeinde wird im Rahmen des Ressourcenausgleichs auf Fr. 400'000 festgelegt. Diese Limite betrifft 11 Gemeinden.

Der Lastenausgleich umfasst einen vom Kanton finanzierten Globalbeitrag von 9 Mio. Franken. Der Lastenausgleich kommt 77 Gemeinden mit 42’769 Einwohnern zu Gute. Der Lastenausgleich pro Gemeinde wird auf  Fr. 400'000 limitiert; der Überschuss wird dem Spezialfonds zugewiesen. Diese Begrenzung betrifft 4 Gemeinden.

Mit der Reduktion des Lastenausgleichs werden 23.2 Mio. Franken auf die Gemeinden verteilt. Die Zuteilung ist allerdings auf Fr. 600'000 pro Gemeinde beschränkt, die Differenz kommt dem Spezialfonds zu Gute. Diese Begrenzung betrifft 1 Gemeinde.

Im vorgeschlagenen System kann die Festlegung des Höchstbetrages auf Fr. 600'000, wie ein Widerspruch zur jüngsten Änderung der Verordnung betreffend den interkommunalen Finanzausgleich vom 23. September 1992, erscheinen. Denn am 5. Juni 2003 hat der Grossen Rat den Höchstbetrag auf Fr. 325' 000 festgelegt. 
Das ist allerdings nicht der Fall, denn die Grenze von Fr. 325'000.-- hatte hauptsächlich zum Ziel, die Beiträge an die kleinen Gemeinden, die durch das derzeitige auf den Armutspunkten basierte System begünstigt wurden, zu plafonieren. Im Gegensatz dazu, zielt die hier vorgeschlagene Plafondregelung von Fr. 600'000 auf die Begrenzung der Beiträge für Gemeinden mittlerer Grösse ab. Diese Begrenzung erweist sich als notwendig, denn der neue Finanzausgleich sieht eine zur Bevölkerung proportionale Verteilung vor.

3.2. Resultate nach Bezirk

[image: image6.emf]Bezirk

Bevölkerung

am 

31.12.2001

Neues

System

pro

Einw.

Neues

System

pro

Einw.

GOMS

 4 939 2 905 108   588  31 607   6

OESTL. RARON

 2 995  794 837   265  87 809   22

BRIG

 23 594  808 559   34  782 592   29

VISP

 27 044 2 729 740   101 1 639 743   56

WESTL. RARON

 8 042 2 408 599   300  98 930   14

LEUK

 11 911 3 023 864   254  128 923   7

SIERRE

 40 648 2 231 208   55 1 274 082   26

HERENS

 9 385 1 857 538   198  235 101   26

SION

 37 405  373 035   10 1 517 303   37

CONTHEY

 20 719 1 027 504   50  81 155   4

MARTIGNY

 33 663 1 579 214   47  847 777   22

ENTREMONT

 12 225  654 819   54 1 042 159   83

ST-MAURICE

 10 965 1 578 784   144  314 087   29

MONTHEY

 34 677 1 196 442   35 1 429 612   49

Total  278 212 23 169 251   83 9 510 880   32

Oberwallis

 78 525 12 670 707 2 769 604

Mittelwallis

 108 157 5 489 285 3 107 641

Unterwallis

 91 530 5 009 259 3 633 635

Total Kanton  278 212 23 169 251 9 510 880

Äufnung Verteilung


Bemerkung :
Wie vorgängig schon erwähnt, bemerkt die Kommission, dass die erarbeiteten Resultate auf den Steuerdaten der Jahre 1999, 2000 und 2001 basieren. In der Tat können diese von einem zum anderen Jahr aufgrund ausserordentlichen Steuereinnahmen in einzelnen Gemeinden stark schwanken.
3.3. Resultate im Vergleich zum geltenden System

Hinsichtlich des derzeitigen Systems verbessert unser Projekt die Situation von 100 Gemeinden – mit insgesamt 150’295 Einwohnern – und zwar entweder durch eine Erhöhung der Zuteilungen, oder durch eine Senkung ihrer Beiträge an den Ausgleichungsfonds. Dagegen sind 33 Gemeinden – mit insgesamt 11’118 Einwohnern – von einer Kürzung der Zuteilungen um 2.5 Mio. Franken betroffen. Für weitere 27 Gemeinden erhöht sich der Beitrag in den Ausgleichsfonds um insgesamt 3.1 Mio. Franken.
Der vorliegende Bericht wurde zusammen mit dem Entwurf des Gesetzes und der Verordnung von der Kommission verabschiedet. Die Kommission betrachtet das Mandat zur Reform des interkommunalen Finanzausgleichs als erfüllt und die Arbeiten als abgeschlossen.

Für die Kommission


Der Präsident


Edouard Delalay

Sitten, 07. Okt. 2003

ANHANG
· Detailresultate nach Gemeinden

· Entwurf des Gesetzes und der Verordnung zum interkommunalen Finanzausgleich
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5 % der Erträge aus der Wasserkraft �(75 %), welche die Kompensation der Disparität übersteigen.
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Berechnung des Ressourcenindex
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Massnahme zu Gunsten der kleinen Gemeinden: Pauschalabzug Fr. 75'000.- 





(





ja





Index Lastenausgleich
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Steueraufkommen der ortsansässigen natürlichen Personen 


Koeffizient 1, ohne Indexierung
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Differenz zu den 90 % des kantonalen Steueraufkommens pro Kopf x Bevölkerung per 31.12.2001 (ESPOP); Maximum Fr. 400'000.-
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� Bericht zur Staatsrechnung 2001, Finanzkommission des Grossen Rates, Seite 19


� Bericht des Staatsrates zur Revision des Dekrets vom 1. Februar 2002 betreffend das Walliser Gesundheitsnetz (GNW) – Januar 2003 – Seite 2.


� Der Median sagt aus, dass die Hälfte der Gemeinden weniger als 712 Einwohner hat.





